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zu ganz verschiedenen Ergebnissen führen; eine

Überlegung bleibt jedoch überall gültig:
Man kann aus einer Altstadt mit noch so viel Ab-

brüchen kein «Neubaugebiet» machen. Deshalb gilt
es, das an ihr zu nutzen und zu fördern, was sie

anderen Stadtteilen voraus hat. Ist die Spitzhacke
dazu das richtige Instrument? Bevor wir sie an-

setzen, sollten wir stets an eines denken:

Noch nie haben die Enkel ihren Großvätern vorge-

worfen, sie hätten zu wenig abgebrochen.
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Möglichkeiten und Formen

der Stadt- und Dorfsanierung
Joachim Veil

Beinahe täglich lesen oder hören wir in Presse und

Funk von den «kranken» Städten und Gemeinden

in aller Welt. Damit sind die Fragen des Umwelt-

schutzes genauso angesprochen wie die Probleme

wirtschaftlicher und finanzieller Art, die überall zu

weitreichenden Eingriffen in den persönlichen Le-

bensbereich jedes Bürgers zwingen, wenn nicht in

absehbarerZeit eine Situation eintreten soll, welche

eine «Heilung» völlig ausschließt. Daß diese Krank-

heit nicht nur ein deutsches Problem ist, sondern

ebenso in den europäischen Nachbarländern wie

auch in Übersee auftritt, können wir auf Urlaubs-

reisen und aus Filmberichten ersehen, nur daß wir

diese Zustände dort meist als malerisch oder roman-

tisch bezeichnen.

Dabei war das Bedürfnis, kranke Stellen in den

Städten und Dörfern zu «sanieren», schon immer

vorhanden. In der Regel war dies aber früher ein

kaum ins Auge fallender, langfristiger Vorgang,
sofern nicht durch Brandkatastrophen grundsätz-
liche Erneuerungen erfolgt sind. Meist wurden nur

nach den täglichen Bedürfnissen und den wirtschaft-

lichenMöglichkeiten einzelne Gebäude ausgebessert
oder durch Neubauten ersetzt. Die wirtschaftliche
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Entwicklung und das städtebauliche Wachstum

gingen in diesen Zeiten also praktisch parallel ne-

beneinander her.

Die sich immer mehr steigernde wirtschaftliche Ent-

wicklung und die daraus folgende Zunahme des

Verkehrs führten jedochzwangsläufigzu einem Aus-

einanderklaffen der beiden Wachstumskurven. Die

Notwendigkeit der ständigen Verbesserung vonFa-

brikations- und Verkehrseinrichtungen sowie der

wachsende Wohnkomfort sind der Anlaß, mit allen

verfügbarenMitteln eine Anpassung der städtischen

Substanz an die neuen Bedürfnisse zu versuchen.

Die langdauernde wirtschaftliche Krise, die Kriegs-
und Nachkriegszeit haben darüber hinaus einen

Rückstand eintreten lassen, daß die Kluft zwischen

dem allgemeinen wirtschaftlichen Aufstieg und

den technischen und finanziellen Möglichkeiten der

städtebaulichen Angleichung immer größer wurde.

Gerade der Umstand, daß große Teile der Grund-

besitzer nicht in der Lage waren, wesentliche In-

vestitionen zur Erneuerung ihresBaubestandes vor-

zunehmen und daß die Gemeinden vordringliche
Aufgaben des Gemeinbedarfes und der öffentlichen

Versorgung zu erfüllen hatten, ergab den bekann-

ten Notstand.

Das Problem wurde allgemein erkannt und führte

zu dem jetzt bevorstehenden Erlaß eines «Gesetzes

über städtebauliche Sanierungs- und Entwicklungs-
maßnahmen in den Gemeinden (Städtebauförde-
rungsgesetz)». Wenn dieses Gesetz auch sicher nicht

alle Schwierigkeiten von heute auf morgen beseiti-

gen kann, so wird es doch eine brauchbare Grund-

lage sein, alle heiklen Fragen aufzugreifen und im

Laufe der Jahre wenigstens die wesentlichsten

Krankheitserscheinungen zu heilen, also unsere

Städte und Dörfer zu «sanieren».

Krankheitssymptome, im Gesetz als «städtebauliche

Mißstände» bezeichnet, liegen vor, wenn ein Gebiet

nach seiner Bebauung oder seiner sonstigen Be-

schaffenheit den allgemeinen Anforderungen an

gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse oder an

die Sicherheit der in ihm wohnenden oder arbeiten-

den Menschen nicht entspricht. Damit sind also vor-

wiegend die überalterten, zu stark verdichteten

Innenbereiche unserer Städte und Dörfer gemeint.
Diese leiden dazuhin noch meist unter erheblichen

Einwirkungen des Verkehrs oder irgendwelcher Ge-

werbe- und Industriebetriebe, oder sie sind unge-

nügend erschlossen. Als krank müssen aber auch

die Gebiete bezeichnet werden, welche in der Er-

füllung der Aufgaben beeinträchtigt sind, die ihnen

nach ihrerLage undFunktion zukommen. Als solche

kann man z.B. die Gebiete ansehen, die im Schatten

irgendwelcher Geschäfts- oder Verkehrsschwer-

punkte liegen, ohne an deren Vorteilen unmittelbar

teilzuhaben. Meist stehen diese sogar einerweiteren

Entwicklung im Wege und zwingen dadurch die

Gemeinden und die Gesamtwirtschaft zu nicht ver-

tretbaren Mehraufwendungen. StädtebaulicheMiß-

ständekönnen aber auch vorliegen, wenn ein Gebiet

mit den notwendigen Infrastruktureinrichtungen,
also mit Grünflächen, Schulen und sonstigen sozia-
len und kulturellen Einrichtungen unzureichend

versorgt ist.

Nach diesenMerkmalen lassen sich zwei Sanierungs-
methoden unterscheiden:

Die Sanierung mit wirtschaftlicher Ausrichtung und

die Sanierung mit sozialer Ausrichtung.
Die erste Methodewird bei den derzeitigen Verhält-

nissen und der gegebenen Finanzlage wohl in näch-

ster Zeit vorwiegend zur Ausführung kommen. Das

bedeutet, daß diese Sanierungskosten weitgehend
durch das Ergebnis der Maßnahmen getragen wer-

den müssen oder deutlicher gesagt: Die Wirtschaft-

lichkeit der Maßnahmen muß gewährleistet sein.

Dagegen wird die Sanierung mit sozialer Ausrich-

tung nur unter erheblicher finanzieller Beteiligung
der öffentlichenHand zu verwirklichen sein. Bei der

angespannten Finanzsituation von Bund, Land und

Gemeinden wird diese Sanierungsmethode auf we-

nige Fälle beschränkt bleiben müssen. Es sollte aber

versucht werden, zwischen beiden Methoden einen

tragbaren Kompromiß zu finden. Die Mischung von

wirtschaftlich rentierlichenMaßnahmen mitweniger
ertragsfähigen Vorhaben mit öffentlicherFörderung
wird die beste Anlage aller Mittel mit größtem ge-

samtwirtschaftlichem Effekt ergeben.
Erfolgt die Auswahl der Sanierungsobjekte durch

die Gemeinden und die Privatwirtschaft ausschließ-

lich nachden Gesichtspunkten der größten Rentabili-

tät, so werden immer nur örtlicheTeilerfolge erzielt

werden können. Durch die in unmittelbarer Nähe

verbleibenden Krankheitsherde besteht ständig die

Gefahr der erneuten Erkrankung. Der Vergleich
der Gemeinde als lebendiger Organismus mit dem

menschlichen Körper ist immer wieder naheliegend
und durchaus zutreffend.

Auf welche Weise soll nun eine Gemeindesanie-

rung angegangen werden? Es bietet sich im allge-
meinen an, dort, wo die Schäden offensichtlich wer-

den, durch eine Operation einzugreifen. Sehr oft ist

aber dieses äußere Krankheitsmerkmal nur eine

Folge innerer Schwächen. Es muß deshalb vor-

ausgesetzt werden, daß jede Gemeinde, in welcher

die Notwendigkeit zur Sanierung erkannt worden

ist, über eine langfristige Kontrolle ihrer inneren

Verhältnisse verfügt. Der Fachmann bezeichnet die-

ses Kontrollverfahren als «städtebaulicheBestands-



Abb. 1. Ausschnitt aus dem Sanierungsplan der Stadt Bietigheim.
Festlegung der planerisch wichtigen Gesichtspunkte für die weitere Bearbeitung der Detailpläne. Der Plan wird



ergänzt durch weitere Angaben über Verkehrswege, Nutzungsvorschläge, Ausführungsmöglichkeiten usw.

(Mit freundlicher Genehmigung des Stadtplanungsamtes Bietigheim, Stadtbaudirektor Gormsen.)
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aufnahme» im Rahmen der vorbereitendenBauleit-

planung, also der Aufstellung des Flächennutzungs-
planes. Die gründliche Durchleuchtung der Verhält-

nisse in städtebaulicher, wirtschaftlicher und perso-

neller Hinsicht muß die gefährdeten Bereiche der

Gemeinde aufzeigen und eine Prognose für die

künftige Entwicklung ermöglichen. Aus der Aus-

wertung der Erkenntnisse bei der Flächennutzungs-
plan-Aufstellung muß die Gemeinde im Rahmen

der von der Regional- und Landesplanung vorbe-

stimmten Entwicklungsziele die Entscheidungen für

die weitere Gestaltung des Ortsbereiches fällen.

Dies kann sich sowohl auf die innerörtlichen Ver-

hältnisse auswirken und Sanierungsmaßnahmen
hervorrufen oder kann die Notwendigkeit der Er-

schließung neuer Baugebiete ergeben. Aus diesem

Grunde bezieht sich das neue Städtebauförderungs-
gesetz sowohl auf die städtebaulichen Sanierungs-
verfahren als auch auf die Entwicklungsmaßnah-
men. In sehr vielen Fällen werden sich beide Vor-

gänge gegenseitig ergänzen müssen, um Fehlent-

wicklungen vorzubeugen oder eine volle Heilung
der langfristigen Versäumnisse zu erreichen.

Die bei der Flächennutzungsplanung erkannten

städtebaulichen Problemgebiete bedürfen nun einer

weitergehenden planerischen Überprüfung. Es muß

festgestellt werden: In welchem Umfang wirken

diese Problemgebiete auf ihre Umgebung ein oder

welche äußeren Einflüsse haben den bestehenden

Zustand herbeigeführt? Neben der zu starken Über-

alterung und Verdichtung handelt es sich vielfach

um Flächen, die durch die Auswirkungen des Ver-

kehrs und der Industrie in ihrem Wert gemindert
wurden oder aber wurden durch unzureichendePla-

nung die Blockinnenflächen ungenügend genutzt
oder der ungünstige Grundstückszuschnittnicht ver-

bessert.

DasErgebnis der Erkenntnisse aus diesen verfeiner-

ten Untersuchungs- und Planungsmethoden sollte

dann seinen Niederschlag im sog. «städtebaulichen

Rahmen- oder Programmplan» finden. Das Bun-

desbaugesetz und das Städtebauförderungsgesetz
kennen diesen Begriff zwar nicht, trotzdem hat er

sich in der planerischen Praxis als notwendig her-

ausgestellt. Über die zeichnerische Form und den

Inhalt dieses Rahmenplanes werden z. Z. beim

InnenministeriumBaden-Württemberg Überlegun-
gen angestellt. Es ist jedoch schon bekannt, daß aus

ihm hervorgehen soll, in welchem Umfang eine be-

stehende Gemeindestruktur innerhalb einer be-

stimmten Frist verändert werden soll. Der Plan

darf also nicht nur über die Verkehrsführung und

die städtebauliche Gliederung Auskunft geben, son-

dern er sollte auch über das vorgesehene Verfahren

und die Zeitfolge seiner Verwirklichung Vorschläge
machen. Dazuhin sollte er die sozialen Verhältnisse

berücksichtigenund dieFinanzierungsmöglichkeiten
beachten. Es kann sich also nur um eine Folge von

Plänen und Darstellungen handeln, die sich gegen-

seitig ergänzen, ähnlich wie dies auch für den

Flächennutzungsplan gilt. Dazu bedarf es selbst-

verständlich einer ausführlichen Erläuterung der

Planungsziele und -verfahren.

Im einzelnen wird der Rahmenplan wohl folgende
Aussagen enthalten müssen:

1. DasV erkehrssystemder Gemeinde läßt sich folge-
richtig in die überörtlichen Straßen, die Sammel-

straßen, die Erschließungsstraßen und die Fuß-

gängerverbindungen sowie die Flächen für den

ruhenden Verkehr gliedern. Ferner müssen die

Anschlußpunkte des öffentlichenNah-und Fern-

verkehrs dargestellt werden.

2. Die stadträumliche Gliederung wird in dieses

Verkehrssystem eingebunden. Das Erlebnis einer

Gemeinde beruht im wesentlichen auf den räum-

lichen Beziehungen seiner Bebauung, die sich

durch städtebauliche Festpunkte (Türme, Brun-

nen, wichtige Fassaden usw.), Raumbegrenzun-
gen und Gebäudefolgen ergeben. Das Verhältnis

der Freiflächen zu den umgebenden Baukörpern
und zu Menschen, das Grün im städtebaulichen

Raum und noch einige andere Faktoren werden

diesen Teil des Rahmenplanes beeinflussen und

zu einer Aussage führen.

3. Das Verfahren der Sanierung ergibt sich weit-

gehend aus den im vorgenannten Plan gemach-
ten Aussagen. Bestimmt ein städtebaulicherFest-

punkt, z. B. ein Baudenkmal, die maßstäbliche

Ausbildung der Umgebung, so wird dies auf die

Durchführung weitgehende Folgen haben. Man

wird auf großflächige Abbruchmaßnahmenver-

zichten müssen und nur eine behutsame Neuge-
staltung und Renovierung der Bebauung vor-

nehmen können. Der Katalog der zur Verfügung
stehendenMöglichkeiten wird im folgenden noch

genannt werden.

4. Die Vorstellungen der Gemeinde über die Durch-

führung des Sanierungsverfahrens sollen hier

ausgebreitet werden. In Frage kommen: Die

Übernahme aller Vorgänge durch einen Sanie-

rungsträger, also eine öffentlich-rechtliche oder

eine privat-rechtliche Gesellschaft. Als solche

können sich z. B. alle beteiligten Grundeigentü-
merzusammenschließen. Es istaber auch möglich,
die Durchführung der Sanierung jedemeinzelnen

Grundeigentümer selbständig, unter mehr oder

weniger starker Beratung und Förderung durch

die Gemeinde, zu überlassen. Die rechtlichen
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Abb. 2. Vorschläge zur Aufwertung einer alten Bausubstanz durch Modernisierung und Erneuerung unter Kon-

servierung erhaltenswerter Fassaden. (Aus: Schwab. Hall, Ansätze einer Stadterneuerung. Mit freundlicher Ge-

nehmigung der Neuen Heimat Baden-Württemberg, Gemeinnützige Wohnungs- und Siedlungsgenossenschaft
mbH. Stuttgart.)
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Voraussetzungen für die verschiedenen Wege
der Durchführung einer Sanierung sind im Städte-

bauförderungsgesetz aufgezeigt. Der von der Sa-

nierung Betroffene muß schon in diesem Stadium

erkennen können, in welcher Form ihm die Ge-

meinde bei der Verwirklichung zur Hand gehen
kann oder ob er vorübergehend die Verfügungs-
gewalt über seinen Besitz an einen Dritten ab-

geben muß.

5. Der Zeitstufenplan und die Festsetzung der

Prioritäten ist notwendig, um das langfristige
Engagement aller Beteiligten zu klären. Es muß

dadurch ausgeschlossenwerden, daß sich etwa die

Gemeindeüberall gleichzeitig festlegt. Die zweck-

mäßigsteReihenfolge der Schritte und ihre Dring-
lichkeit müssen geklärt sein. Vor Beginn einer

Maßnahme muß feststehen, welche Vorausset-

zungen für ihre reibungslose Durchführung ge-

geben sein müssen und welche nachfolgenden
Schritte zwangsläufig entstehen. Gleicherweise

muß festgestellt werden, welche Teilflächen un-

abhängig von irgendwelchen sonstigen Bindun-

gen in Angriff genommen werden können. Die

festgelegte Reihenfolge wird sicher in keinem

Fall verbindlich sein können, da die wirtschaft-

lichen Möglichkeiten der Beteiligten sicher zeit-

weilig verschieden sein werden, eine bestimmte

Tendenz über den Ablauf aller Maßnahmen

sollte aber festgelegt werden. Die einzelnen

Flächeneinheiten werden dabei möglichst klein

gewählt, denn je geringer die Zahl der Beteilig-
ten im Einzelfall ist, desto leichter sind die ein-

zelnen Abschnitte zu verwirklichen.

6. Der Sozialplan soll deutlich werden lassen, welche

Auswirkungen die Sanierung auf das Leben der

Bevölkerung hervorrufen wird. Dieser Plan muß

aus der direkten Fühlungnahme mit den betroffe-

nen Bürgern heraus entstehen, denn nur so kön-

nen grobe Härten vermieden werden. So muß

z. B. zum Ausdruck kommen, welche Teile der

Bevölkerung mit einer völligen Aussiedlung in

andere Stadtbezirke oder nur mit einer internen

Umsetzung einverstanden sind. Das vielfältige
Geflecht der menschlichen Beziehungen soll ja

möglichst wenig zerstört werden. Da alte Men-

schen eine Verpflanzung meist nur schwer er-

tragen, muß aus diesem Plan hervorgehen, ob

und wo entsprechende Altenwohnungen geschaf-
fen werden können. Oder es ist zu klären, ob der

vorhandene Kleinhandel durchZusammenschluß

in einem Gemeinschaftswarenhaus zu neuer Blüte

gebracht werden kann. Die mannigfachen Fra-

gen, die im Sozialplan angesprochen werden

müssen (vorwiegend in schriftlicher Form), kön-

nen hier nur angedeutet werden. Es muß aber

gesagt werden, daß gerade vom Gelingen dieses

Teilbereiches der Erfolg der Sanierung sehr we-

sentlich abhängt.
7. Eine überschlägige Finanzplanung muß mit zu

den ersten Überlegungen in der Sanierung ge-
hören. DiebesteVerkehrslösung und die schönste

Gestaltung sind nicht zu verwirklichen, wenn da-

zu die erforderlichen Mittel fehlen. Leider wird

gerade mit den finanziellen Überlegungen meist

zu spät begonnen. Bedauerlich ist auch, daß von

vielen Grundeigentümern die echte Chance einer

Vermögensaufwertung nicht gesehen wird. Durch

die Forderung nach völlig irrealenErsatzleistun-

gen für die überalterte und unzureichend ge-

nutzte Bausubstanz, ohne die Bereitschaft zu

eigener finanziellerBeteiligung, wird manche Sa-

nierungsabsicht unnötig erschwert. Nur durch die

volle ideelle undmaterielleBeteiligung aller von

der Sanierung Berührten ist die Gewähr für den

Erfolg der Anstrengungen gegeben.
Da eine formelleRechtsgrundlage für den Rahmen-

plan durch das Gesetz nicht gegeben ist, muß diese

ausführliche Darstellung aller mit der Sanierung
zusammenhängenden Fragen dazu dienen, Ge-

meinderat, Betroffene und Bürgerschaft über die

Möglichkeiten und die Konsequenzen der notwen-

digen Entscheidungen zu unterrichten. DerRahmen-

plan wird also nach vorhergehender breiter Diskus-

sion in der Öffentlichkeit von der Verwaltung aus-

gearbeitet und vom Gemeinderatals Akt der Selbst-

bindung beschlossen. Ein Zurück von dem einmal

betretenen Weg wird es nicht mehr oder nur unter

größten finanziellen und ideellen Schädigungen ge-

Abb. 3. Beispiel der Objektsanierung eines Gemeinde-

zentrums (Rathaus, Hotel, Gaststätte, Saalbau, Läden

und Praxen) unter Beachtung der maßstäblichen Ge-

gebenheiten einer unter Denkmalschutz stehenden Kirche

und der übrigen Bebauung. Hervorgegangen aus einem

internationalen Architektenwettbewerb. (Mit freund-

licher Genehmigung der Gemeinde Muttenz BL.)
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ben, worauf nur noch eine weitere Verschlechterung
der bestehenden Situation eintreten wird.

Die Erhaltung oder Wiederherstellung der kultu-

rellen, ideellen und materiellen Werte unserer

Dörfer und Städte muß aber das erklärte Ziel jeder
städtebaulichen Planung sein, wenn wir nicht die

Basis für künftige Entwicklungen beseitigen wollen.

Schon bei der Vorbereitung der Sanierung muß

nicht nur den politischen Gremien, sondern der ge-

samten Bevölkerung klar werden, daß die Achtung
vor diesen WertenGrundsatz jederMaßnahme sein

muß. Durch eine breite Öffentlichkeitsarbeit ist die

Bevölkerung davon zu überzeugen, daß die kultu-

rellen Werte auch in einer geänderten Umwelt ihre

Daseinsberechtigung besitzen, die ideellen Werte

eine Erneuerung und Aufwertung erfahren sollen

und die materiellen Werte nicht leichtfertig aufs

Spiel gesetzt werden. Es muß also der Bevölkerung
verdeutlicht werden, daß Sanierung nicht in jedem
Fall den völligen Abbruch des bestehenden Zustan-

des und die Aufhebung aller bisherigen örtlichen

Besonderheiten bedeutet, sondern daß es eine Reihe

von verschiedenen Formen der Sanierung gibt:
Die Konservierung wird bei allen kulturell wichti-

gen Bauten oder städtebaulichen Raumbildungen
anzuwenden sein. Es muß versucht werden, die Sub-

stanz wieder so herzustellen, daß der ursprüngliche
Zustand und Charakter, der dem Objekt seinen

Wert gibt, unverändert auf künftige Generationen

überkommt. Es wird sich also vorwiegend hier nur

um die Ausbesserung oderAuswechselung der Teile

handeln, die dem Gesamtobjekt zum Schaden ge-

reichen. Dieses Vorgehen wird oft sehr kostspielig
und kaum ohne die Förderung aus öffentlichen Mit-

teln oder durch einen Mäzen möglich sein.

Die Modernisierung wird daher häufiger als die

Konservierung angewandt werden müssen. In diesen

Fällen muß es gelingen, den inneren Gehalt und

die Nutzung der Bausubstanz so zu aktivieren, daß

die Erhaltung durch Konservierung der äußeren

Erscheinung oder einzelner Bauelemente unter Be-

achtung einer zeitgemäßen Nutzung erfolgt. In der

einfachsten Form handelt es sich hier um den Ein-

bau moderner Installationen zur Verbesserung des

Wohnwertes, kann aber bis zum völligen inneren

Umbau zur Aufnahme neuer Funktionen führen.

Als Beispiel soll nur der Umbau eines alten Bürger-
hauses zu einem Stadtmuseum oder dergleichen an-

geführt werden.

Die Erneuerung stellt den nächsten Schritt dar. Hier

wird eine alte Bausubstanz teilweise oder vollstän-

dig beseitigt und durch neue Bauausführungen er-

setzt. Dabei wird der städtebauliche Maßstab und

die Nutzung im wesentlichen beibehalten, das ein-

zelne Objekt bleibt aber in gestalterischer Hinsicht

Bestandteil des Gesamtensembles. Diese Maßnah-

men werden vorwiegend vom Eigentümer selbst

veranlaßt. Eine grundsätzliche Änderung tritt so-

mit weder in den Besitzverhältnissen noch in der

Gemeindestruktur ein.

Die Auskernung stellt eine Zusatzform der bisher

genannten Sanierungsformen dar. Die Entwertung
des Baubestandes trat vielfach nur ein, weil die zur

Bebauung gehörenden Freiflächen zum Nachteil der

ursprünglichen Nutzung überbaut wurden. Da man

in früheren Zeiten den Schritt aus der (vielfach nur

geistig vorhandenen) Enge des Mauerrings scheute,
wurden Straßenräume und Hofflächen überbaut.

Allein durch die Auskernung dieser Freiflächen in

Verbindung mit Konservierung, Modernisierung

Abb. 4. Auskernung eines überalterten Baublocks mit Modernisierung und Erneuerung der Bausubstanz. Akti-

vierung der Blockinnenfläche durch Einbau einer Tiefgarage unter Ausnützung der Geländeverhältnisse und

Schaffung eines Fußwegenetzes mit zusätzlichen Ladenfronten. (Planung Lammblock Tübingen. Arch. Dipl.-Ing.
F. K. Schmidt, Tübingen. Mit freundlicher Zustimmung des Stadtplanungsamtes Tübingen.)
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Abb. 5. Gegenüberstellung von Planung und Zustand für eine totale Flächensanierung einer Gemeinde im Ein-

zugsbereich einer Großstadt. Ein angrenzender Bereich der ehemaligen Dorfmitte mit der unter Denkmalschutz

stehenden Kirche soll unter Beachtung der Maßstabsverhältnisse durch eine additive Flächensanierung bereinigt
werden. (Planung Therwil bei Basel, mit freundlicher Genehmigung. Arch. SIA BSA M. Bütler, Muttenz BL.)
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und Erneuerung lassen sich schon gute Erfolge zu

einer Wiederbelebung der Sanierungsgebiete er-

reichen. Als Sonderfall sei noch erwähnt, daß die

Auskernung der Innenhöfe auch eine 100 °/oige
Überbauung mit einem Geschoß ergeben kann. Da-

mit wird die Hoffläche um eine Ebene angehoben,
bei voller Ausnutzungsmöglichkeit im Erdgeschoß
und Verbesserung der Zustände in den Oberge-
schossen.

Die Ohjektsanierung erst bedeutet einen völligen
Wandel der Bausubstanz. Mit diesem Begriff wird

die Beseitigung eines Gebäudes und dessen Ersatz

durch einen Neubau bezeichnet, unter neuzeitlicher

Gestaltung und meist auch völlig veränderter Nut-

zung. Durch derartige Objektsanierungen ergeben
sich in der Regel dann mehr oder weniger große
Rückwirkungen auf die Struktur des Baugebietes.
Daß aber gerade diese Maßnahmen auch besondere

Gefahren in sich bergen, darf nicht verschwiegen
werden. Durch das Herauslösen der wertvollsten

Objekte kann sehr oft für die Umgebung der An-

reiz zum Nachziehen abgewürgt werden, daß nur

die wenig rentierlichen Objekte übrigbleiben. Da-

mit ist aber auch dem Schrittmacher meist nicht ge-

dient. Es muß also dringend davorgewarnt werden,
durch die Streuung von Einzelobjekten einen Ge-

meindeorganismus sanieren zu wollen. In den mei-

sten Fällen wird die verbleibende schlechte Altsub-

stanz den Neubau eher abwerten, als es diesem

gelingenkann, die Umgebung aufzuwerten.

Durch Zusammenfassung mehrerer Einzelobjekte,
der Gruppensanierung, kann erst ein ausreichend

starker Magnet gebildet werden, welcher größere

Auswirkungen auf die Umgebung hervorzurufen

vermag. Nur durch dieses gemeinsame Vorgehen
auf mehreren Grundstücken läßt sich ein entschei-

dender Einbruch in die bauliche Substanz erzielen,
der mit Sicherheit weitergehende Folgen haben

wird. Insbesondere die mit derartigen Eingriffen
verbundenen Verkehrsmaßnahmen dürfen nicht

außer acht gelassen werden. Zu diesen zusammen-

gehörenden Einzelobjekten können auch Maßnah-

men der Konservierung, Modernisierung oder Er-

neuerung zählen, wichtig dabei ist, daß die auf die

weitere Umgebung zukommenden Probleme gleich

mitgesehen werden und entsprechend planerisch
vorbereitet sind. Es kann sonst eines Tages zu un-

liebsamen Streitigkeiten führen, wenn die gegen-

seitige Abstimmung der verschiedenen Baugruppen
nicht geklärt ist.

Aus der Summierung all dieser bisher genannten
Sanierungsformen entsteht dann die sogenannte
«additive Flächensanierung», wenn sich die Einzel-

maßnahmen über größere Flächen erstrecken und

dabei doch die planerische Einheit gewahrt bleibt.

In den meisten Fällen, auch gerade in den kleinen

und mittleren Gemeinden wird dieses Verfahren

dieRegel sein,werden die geschildertenMaßnahmen

von der Konservierung bis zur Gruppensanierung
auf einer größeren Fläche zusammengefaßt werden

müssen, um einen optimalen Effekt bei minimalem

Aufwand zu erreichen. In welchem Umfang das

Einzelgrundstück in die Sanierung einbezogen wer-

den soll, kann hier am besten auf die besonderen

Verhältnisse abgestimmt werden. Dabei ist es auch

durchaus möglich, Zwischenstufen vorzunehmen in

der Form der abschnittsweisen Durchführung,
entsprechend den finanziellen Möglichkeiten von

Grundeigentümern, Gemeinde und sonstigen För-

derungsträgern. Da dabei aber auch Rücksichten

auf den Maßstab der zu erhaltenden Bausubstanz

genommen werden müssen, ist durch die additive

Flächensanierung natürlich niemals eine maximale

Steigerung der Nutzung zu erzielen. Da die Förde-

rungsmittel von Bund und Land bei weitem nicht

ausreichen, um allen Anforderungen entsprechen
zu können, werden wiralso in der additivenFlächen-

sanierung die Verfahrensform sehen müssen, der

wir unser besonderes Augenmerk schenken müssen,
wenn wir unsere finanziellen und technischen Mög-
lichkeiten real einschätzen.

Die totale Flächensanierung mit all ihren Konse-

quenzen wird nach all den genannten Schwierig-
keiten nur in relativ wenig Fällen möglich sein.

Totale Sanierung bedeutet den völligen Abbruch

der gesamten Bausubstanz und den vollständigen
Neuaufbau größerer Flächen. Schon beim Wieder-

aufbau nach dem Kriege war dieses Verfahren nur

beschränkt möglich. Meist sind die enormen Werte

des Tiefbaues doch noch so groß, daß wenigstens
auf das vorhandene Verkehrssystem Rücksicht ge-

nommen werden muß. Bei den derzeitigen Finan-

zierungsmöglichkeiten ist daher die Voraussetzung
für dieses Verfahren die starke Anhebung der Nut-

zungswerte. Dadurch ergibt sich auch eine völlige
Umwandlung des Charakters und der Wirtschafts-

struktur. Die Folgerungen aus diesem Wandel für

die Umgebung müssen dabei von der planenden
Stelle und den politischen Gremien entsprechend
gewürdigt werden. Wenn es nicht gelingt, hier die

notwendigen Übergänge zu finden, wird das sa-

nierte Gebiet immer als Fremdkörper wirken und

damit die Gesundung erschweren. Es ist deshalb

der Umfang des betroffenen Gebietes sorgfältig ab-

zugrenzen und für entsprechende Anschlußmaßnah-

men zu sorgen.
Aus diesen Ausführungen mag hervorgehen, daß

Sanierungsmaßnahmen auf das gesamte Leben im
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Bereich der beabsichtigten Vorhaben starke Aus-

wirkungenzeitigen. Einerseits treten für die Bewoh-

ner Beeinträchtigungen durch die Bauarbeiten ein,
die vertrauten Einkaufsmöglichkeiten verschwin-

den, nachbarlicheBeziehungenwerden unterbrochen.

Andererseits wirken sich auch für die Geschäftswelt

die Abbruch-und Bauarbeiten umsatzhemmend aus,

die sich gegenseitig ergänzenden und damit Kauf-

kraft anziehenden Geschäfte werden auseinander-

gerissen, verkehrsbeschränkende Maßnahmen er-

geben nachteilige Wirkungen. Um diese Beeinträch-

tigungen des Wohnens und der Wirtschaft zu

mildern, muß die Gemeinde, als Träger der Pla-

nungshoheit und wesentlicher Interessent am Zu-

standekommen der Sanierung, zusätzliche Maßnah-

men ergreifen oder deren Einleitung durch einen

Träger veranlassen. Diese Maßnahmen gehören
also mit zum Sanierungsvorhaben und müssen in

die Planung mit einbezogen werden:

Die Bereitstellung von Ersatzwohnraum für die aus

dem Sanierungsgebiet ausziehenden Eigentümer
undMieter muß langfristig vorbereitet sein. Davor

allem die Mieter der sanierungsbedürftigen Gebiete

zu den sozial schwächeren Einkommensschichten ge-

hören, müssen vorwiegend billige Sozialwohnungen
bereitgestellt werden. Vielfach sind aber selbst

diese mit dem heute üblichen sanitären Komfort

nicht ohne weiteres für diesen Personenkreis er-

schwinglich. Es muß daher oft im Wege des Ring-
tausches erst eine Zahl anderer Wohnungen ähn-

lichen Standards und Preisniveaus in einem nicht

für die Sanierung vorgesehenen Gebiet gefunden
werden, ehe die Räumung begonnen werden kann.

Daß hierzu erst eine entsprechende Zahl von Woh-

nungen im Eigentum oder unter Kontrolle der Ge-

meinde vorhanden sein muß, liegt nahe.

Für die auszusiedelnden Eigentümer läßt sich in

der Regel der erforderliche Ersatz leichter in Form

von Wohn- oder Geschäftsgrundstücken oder von

Stockwerkseigentum beschaffen. Zumal die Förde-

rungsbestimmungen hier teilweise recht günstige
Finanzierungsmöglichkeiten bieten und der Boden-

wert in den Neubaugebieten meist unter dem ver-

gleichbaren Wert im Sanierungsgebiet liegt.
Die Umsiedlung innerhalb des Sanierungsgebietes
setzt zur Verfügung stehende freie Wohn- und Ge-

schäftsräume voraus. Gerade in den Gebieten, in

denen nur die additive Flächensanierung vorge-

sehen ist, läßt sich dieser Raumbedarf aber nicht

durch Erhöhung der Nutzung (z. B. in Form von

weiteren Geschossen) schaffen, sondern muß durch

zusätzliche Aussiedlung anderer Bewohner gewon-

nen werden. Die Gemeinde oder der Sanierungs-
träger müssen also schon in den ersten Abschnitten

der Sanierung versuchen, die Umsiedlungsinter-
essenten der nachfolgenden Abschnitte unterzubrin-

gen, um dort vorsorglich Luft zu schaffen. Es bedarf

eines fein ausgeklügelten Ringtauschverfahrens,um

hier alle Beteiligten zur rechten Zeit an den rechten

Ort zu bringen. So kann es zum Beispiel vorkom-

men, daß ein neuer Laden in einem sanierten Ge-

bäude erst dann endgültig bezogen werden kann,
wenn ein anderer Betrieb durch eine nachfolgende
Baumaßnahme seine endgültige Unterkunft gefun-
den hat.

Die Bereitstellung von Interimslösungen wird vor-

nehmlich für Handelsbetriebe notwendig werden,
die infolge ihrer besonderen Eigenart oder ihres

Warenangebotes an einen bestimmtenPlatz gebun-
den sind. Gerade für Spezialgeschäfte wird ja der

Umsatz sehr wesentlich vom Standort bestimmt.

In diesen Fällen muß entweder die schon erwähnte

vorübergehende Unterkunft in einem schon sanier-

ten Gebäude gefunden werden oder es muß auf

einer sonstigen freien Fläche oder einem schon ab-

geräumten Grundstück eine provisorische, aber doch

möglichst gleichwertige Nutzungsmöglichkeit ge-

boten werden. Daß derartige Interimsbauten nicht

immer einfach und billig ausgeführt werdenkönnen,
dürfte einleuchten. Gelingt aber diese Zwischen-

lösung nicht, so können die geforderten Ausfallent-

schädigungen oft ein ganzes Sanierungsverfahren
in Frage stellen, wenn überhaupt eine zeitweilige
Schließung des Betriebes hingenommen werden

kann.

Die für diese Aussiedlungen, Umsiedlungen und

provisorischen Unterbringungen anfallenden Ko-

sten belasten die Finanzierung einer Sanierungs-
maßnahme durch Erhöhung der unrentierlichen

Kosten recht erheblich. Es muß daher Ziel der Pla-

nung sein, diese Vorgänge möglichst zu reduzieren

oder ganz zu vermeiden. Der ganze Verfahrens-

ablauf muß so gestrafft werden, daß keinerleiLeer-

lauf eintritt, anderseits darf aber auch keine Über-

stürzung schwerwiegende Fehler hervorrufen. Es

braucht daher sicher nicht mehr betont zu werden,
daß die Stadt- und Dorfsanierung nur dann funk-

tionieren kann, wenn eine ins Detail gehende Pla-

nung alle Beteiligten erfaßt hat und von allen

Beteiligten mitgetragen wird. Gegen den Willen

einzelner Bevölkerungs- oder Wirtschaftskreise

muß ein derartiger Eingriff scheitern und zu einer

weiteren Verschlechterung des Zustandes führen.

Ganz ohne persönliche Härten für den einen oder

anderen mögen diese Maßnahmenzwar nicht durch-

zuführen sein, aber es hat sich schon wiederholt ge-

zeigt, daß mancherBetroffene nachträglich froh war,

daß man ihn zu seinem Glück gezwungen hat.
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Es wurde schon ausgeführt, daß es aber besser ist,
wenn die Betroffenen durch rechtzeitige Aufklärung
vom Sinn und Zweck der beabsichtigten Sanierung
überzeugt wurden. Es bedarf einer umfassenden

Öffentlichkeitsarbeit, die sich nicht nur an die un-

mittelbar im Sanierungsbereich Wohnenden wen-

det, sondern an die gesamte Bevölkerung der ganzen

Gemeinde. Durch die vielfältigen Gespräche am

Arbeitsplatz, beim Einkauf usw. muß sich die rich-

tige Einstellung bei allen Bürgern durchsetzen und

damit die unmittelbar Berührten zum Mitdenken

veranlassen. Die Verwaltung der Gemeinde, die

politischen Gremien, der Sanierungsträger und der

Planer dürfen keine Gelegenheit auslassen, die Be-

reitschaft zur Mitwirkung zu wecken und zu fördern.

Ein nicht immer leichtes, am Ende aber doch loh-

nendes Unterfangen! Die Planung muß so sinnvoll

und einleuchtend ausgearbeitet werden, daß sie von

jedermann verstanden werden kann. Das Unter-

schieben irgendwelcher versteckter Ziele oder gar

das mutwillige Überfahren einzelner Interessen

wird in Bälde zu Schwierigkeiten führen. Es ist

nichts schlimmer, als wenn ein einmal aufgebautes
Vertrauen enttäuscht wird. Aus diesem Grunde darf

auch die einmal gefaßte Richtung und das Planungs-
ziel nicht leichtfertig verlassen werden, um kurz-

fristigem Druck nachzugeben. Gemeinde, Sanie-

rungsträger und Planer machen sich unglaubwürdig

und stellen das ganze Verfahren in Frage, wenn

etwa die mutigen Schrittmacher der Sanierung durch

nachfolgende Ausführungen geschädigt oder gar zu

einer Wiederholung der Aufwendungen gezwun-

gen würden. Es ist mit die Kunst des Planers und

die Haltung der verantwortlichen Gremien, den

Rahmenplan der Sanierung so auszuarbeiten, daß

die notwendigen Entwicklungsmöglichkeiten und

die Anpassung an die sich ständig ändernden Be-

dürfnisse gegeben sind und dabei doch eine folge-
richtige Grundtendenz nicht verlassen werden muß.

Mit diesen Ausführungen sollte gezeigt werden,
daß die Erkenntnis der Notwendigkeiten zur Sa-

nierung eines Dorfes odereiner Stadt niemals leicht-

genommenwerden darf. Die Entscheidung, den Ver-

such einer Heilung des erkrankten Körpers zu wa-

gen, erfordert eine sorgfältige Vorausplanung und

eine gewissenhafte Vorbereitung aller Eingriffe,
den Mut zur oftmals unpopulären Maßnahme und

die Bereitschaft zur Beteiligung mit allen ideellen

und wirtschaftlichenKräften. Nur unter diesen Vor-

aussetzungen kann die schwere Aufgabe so gelöst
werden, daß letzten Endes alle Beteiligten und Be-

troffenen davon einen Gewinn haben. Es muß klar-

werden, daß nur eine gesunde Gemeinde den Le-

bensraum für die Zukunft bieten kann. Damit wird

jede geglückte Sanierungsmaßnahme über ihren

engeren Bereich und über den Augenblick hinaus in

die Zukunft ausstrahlen.

Abb. 6. Straßenprofile 1 : 1000. Zweck: Ermittlung des für das Erscheinungsbild der Tübinger Altstadt bestim-

menden Maßstabs.
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